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Allg. Lieferbedingungen der Elektroindustrie

Zur Auslegung der Bestimmungen IX Nr. 1 und Nr. 5 der 
Allgemeinen Lieferbedingungen der Elektroindustrie 
(sog. Grüne Lieferbedingungen).
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

Verkündet am
16. Dezember 1971 
Horn,
Amtsinspektor

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

v ii zr 78/70 URTEIL

in dem Rechtsstreit

des Inhabers des Spezialunternehmens für Elektro- und 
LichttechnischeAnlagen Richard A. 0 0 / D  , Wfl

Landstraße
Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

den 1. Eußballclub Kaiserslautern (FCK) e.V., vertreten 
durch den Vorstand, dieser vertreten durch seinen Vor­
sitzenden, Direktor Hans Kaiserlautern,
straße

Kläger, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

- Streitverkündete:
Stadt Kaiserslautern, vertreten durch den Oberbürgermeister 
Dr.



Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 16. Dezember 1971 unter 
Mitwirkung der Bundesrichter Rietschel, Erbel, Br. Vogt, 
Schmidt und Dr. Girisch

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des 3. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts in Frankfurt/Main vom 
17* Oktober 1969 im Kostenpunkt und inso­
weit aufgehoben, als das Berufungsgericht 
der Feststellungsklage stattgegeben hat.

Die Feststellungsklage wird abgewiesen.

Die weitergehende Revision wird zurückge- 
wieeen.

Der Beklagte trägt die Kosten seiner Säumnis 
vor dem Landgericht.

Die übrigen Kosten'des Rechtsstreits haben 
der Kläger zu 9/10, der Beklagte zu 1/10 zu 
tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Beklagte hat auf Grund seines Angebots vom 
15. Februar 1963 im FußballStadion des Klägers eine
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Flutlichtanlage errichtet. Dem Angebot lagen die 
"Allgemeinen Lieferbedingungen der Elektrotechnischen 
Industrie" (sog. Grüne Lieferbedingungen, abgekürzt 
"GL") zugrunde.

Der Beklagte hatte dem Kläger eine statische Be­
rechnung der Flutlichtmasten übergeben, die von einem 
Dr. Ing. sflfc erstellt und von dem Prüfingenieur Br. Ing.

in Wiesbaden geprüft war. Diese statische 
Berechnung geht von den Windlastannahmen nach den Normen 
VDE 0210 - 5.62 aus, die den "Bau von Starkstrom-Frei­
leitungen" betreffen. Die statische Berechnung hat der 
Bauaufsichtsbehörde Vorgelegen. Eine Baugenehmigung zur 
Errichtung der Flutlichtanlage war jedoch nicht bean­
tragt und ist auch nicht erteilt worden.

Am 14. Dezember 1963 fand das erste Spiel unter 
Flutlicht statt.

Als bekannt wurde, daß ein vom Beklagten in Lever­
kusen erstellter Flutlichtmast umgeknickt war, forderte 
das Bauaufsichtsamt mit Schreiben vom 28. Februar 1966 
vom Beklagten eine geprüfte statische Berechnung. Auch 
dem Kläger teilte es mit, die Standsicherheit der An­
lage müsse überprüft werden. In der Folgezeit bemühte 
sich das Bauaufsichtsamt zunächst um Klärung der Frage, 
ob die ihm vorgelegte, nach VDE erstellte statische Be­
rechnung anerkannt werden könne. Als jedoch die Bezirks­
regierung im Einvernehmen mit dem zuständigen Ministerium 
am 22. August 1967 dies endgültig verneinte und auf einer 
statischen Berechnung nach DIN 1055 bestand, forderte 
der Kläger den Beklagten auf, eine statische Berechnung
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nach den DIN-Normen vorzulegen. Der Beklagte war hierzu 
nur zu Lasten des Klägers bereit.

Der Kläger hat beantragt, den Beklagten zur Er­
stellung einer statischen Berechnung nach den DIN-Vor- 
schriften zu verurteilen und festzustellen, daß dieser 
verpflichtet sei, alle sich auf Grund dieser statischen 
Berechnung ergebenden Änderungen an der Flutlichtanlage 
vorzunehmen und etwaige Auflagen des Bauaufsichtsamts 
zu erfüllen.

Der Beklagte hat geltend gemacht, die von ihm er­
stellten Masten seien standsicher, jedenfalls seien 
Mängelansprüche nach IX GL verjährt.

Das Landgericht hat die Klage wegen Verjährung ab- 
gewiesen, das Oberlandesgericht hat ihr stattgegeben. 
Mit der Revision erstrebt der Beklagte die Abweisung 
der Klage. Der Kläger bittet, die Revision zurückzuwei­
sen. Der Beklagte hat im Revisionsverfahren der Stadt 
Kaiserslautern den Streit verkündet.

Entscheidungsgründe:

I.

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß die Er­
stellung und Lieferung einer mangelfreien statischen 
Berechnung der Flutlichtmasten zu den vom Beklagten im 
Vertrag übernommenen Leistungen (§ 633 BGB) gehören. 
Diese geschuldeten Leistungen habe der Beklagte mangel-
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haft erfüllt, weil er die statische Berechnung nach 
den VDE-Vorschriften für den Bau von Starkstrom-Frei- 
leitungen statt nach den DIN-Vorschriften über Lasten­
annahmen im Hochbau erstellt habe.

Mängelansprüche des Klägers erachtet das Beru­
fungsgericht durch IX GL weder für ausgeschlossen noch 
für verjährt.

II.

IX GL trägt die Überschrift: "Haftung für Mängel" 
und lautet: "Für Mängel, zu denen auch das Fehlen zuge­
sicherter Eigenschaften zählt, haftet der Lieferer unter 
Ausschluß weiterer Ansprüche gegen ihn sowie seine Er- 
füllungs- und Verrichtungsgehilfen wie folgt:

1. Alle diejenigen Teile sind nach Wahl des 
Lieferers unentgeltlich auszubessern oder 
neu zu liefern, die innerhalb von 12 Mo­
naten - ohne Rücksicht auf Betriebsdauer - 
vom Tage des Ge fahr Überganges an gerechnet, 
nachweisbar infolge eines vor dem Gefahr­
übergang liegenden Umstandes, insbesondere 
wegen fehlerhafter Bauart, schlechter Bau­
stoffe oder mangelhafter Ausführung un­
brauchbar werden oder deren Brauchbarkeit 
erheblich beeinträchtigt wurde. Die Fest­
stellung solcher Mängel muß dem Lieferer 
unverzüglich schriftlich gemeldet werden.

5. Erkennt der Lieferer rechtzeitig erhobene 
Mängelrügen nicht an, so verjährt das 
Recht des Bestellers, Ansprüche aus Män­
geln geltend zu machen, in allen Fällen 
vom Zeitpunkt der rechtzeitigen Rüge an, 
in 12 Monaten. Wird innerhalb dieser Frist 
keine Einigung erzielt, so können Lieferer 
und Besteller eine Verlängerung dieser Ver­
jährungsfrist vereinbaren."
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Das Berufungsgericht hält IX GL auf Ansprüche we­
gen Mängel der statischen Berechnung nicht für anwend­
bar. Diese Bestimmung betreffe nach ihrem Wortlaut 
nur Mängel an einzelnen Bauteilen, nicht dagegen die 
statische Berechnung. Die vom Beklagten in das Ver­
tragsverhältnis eingeführten Lieferbedingungen seien 
zu dessen Lasten eng auszulegen.

Die Revision stellt diese Auslegung zur Nachprü­
fung.

1. Die Allgemeinen Lieferbedingungen der Elektro­
technischen Industrie kann das Revisionsgericht frei 
auslegen, weil sie als typische Geschäftsbedingungen 
im ganzen Bundesgebiet Anwendung finden (vgl. u.a. BGH 
VII ZR 134/60 vom 2. Dezember 1961; VII ZR 165/63 vom
6. Juli 1964; VII ZR 176/66 vom 5. Mai 1969; VII ZR 150/68 
vom 23- April 1970).

2. Der Ansicht des Berufungsgerichts, daß die sta­
tische Berechnung nicht von der Bestimmung IX, Ziff. 1 GL 
erfaßt wird, wonach bestimmte Ansprüche des Bestellers 
auf unentgeltliche Ausbesserung oder Neulieferung 12 Mona­
te nach dem GefahrÜbergang ausgeschlossen sind, ist bei­
zutreten. Die statische Berechnung gehört nicht zu den 
vom Beklagten zu liefernden Teilen, "die infolge eines 
vor dem Gefahrübergang liegenden Umstandes, insbesondere 
wegen fehlerhafter Bauart, schlechter Baustoffe oder mangel­
hafter Ausführung unbrauchbar werden" können. Darunter 
fallen nur Teile des eigentlichen Bauwerks. Jedenfalls 
zwingt der Wortlaut von IX Ziff. 1 nicht zu einer weiter­
gehenden Auslegung.
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3. Das Berufungsgericht stellt fest, daß der Klä­
ger auf Grund der nach den VDE-Normen erstellten sta­
tischen Berechnung die Baugenehmigung für die Flut­
lichtmasten nicht nachträglich erhalten kann. Oh die 
aufgestellten Masten die erforderliche Standfestig­
keit besitzen oder verstärkt werden müssen, sei an 
Hand der DIN-Normen 1055 zu ermitteln. Dem Berufungs­
gericht ist deshalb zuzustimmen, daß die vom Beklagten 
vor der Aufstellung der Masten vorgelegte statische 
Berechnung nach VDE-Normen für den vertraglich vorge­
sehenen Zweck unbrauchbar ist und somit schon aus die­
sem Grunde einen Mangel aufweist. Dieser Mangel haftet 
der statischen Berechnung als solcher auch dann an, 
falls die Masten trotz der Berechnung nach den VDE-Nor­
men die erforderliche StandSicherheit besitzen sollten.

4. Da der dem Kläger somit zustehende Anspruch 
auf Behebung des Mangels der statischen Berechnung
(§ 633 BGü) durch Nachberechnung an Hsnd der DIN-Normen 
- wie oben Ziff. 2 ausgeführt - der Ausschlußbestimmung 
IX Ziff. 1 GL nicht unterliegt, kann er schon deswegen 
auch von der Verjährungsbestimmung IX Ziff. 5 GL nicht 
erfaßt werden, denn diese greift nur ein, wenn ein 
Mangel i.S. der Ziff. 1 gegeben ist.

5. Der weder durch IX Ziff. 1 GL ausgeschlossene 
noch nach Ziff. 5 verjährte Anspruch des Klägers auf 
Erstellung einer statischen Berechnung nach den DIN- 
Normen ist auch nicht nach gesetzlicher Vorschrift ver­
jährt. Die Verpflichtung des Beklagten, die erforder­
liche statische Berechnung zu liefern, besteht neben 
der Verpflichtung zur Erstellung der Flutlichtmasten.
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Für Ansprüche wegen Verletzung dieser Nebenpflicht 
gelten dieselben gesetzlichen Verjährungsvorschriften 
wie für Ansprüche wegen Mängel der Masten. Da die Flut­
lichtmasten Bauwerke i.S. des § 638 Abs. 1 BGB darstel­
len (vgl. BGH VII ZR 5/70 vom 16. September 1971 - zur 
Veröffentlichung in BGHZ vorgesehen -), unterliegen 
auch Ansprüche wegen Mängel der statischen Berechnung 
der fünfjährigen Verjährungsfrist des § 638 Abs. 1 BGB. 
Diese war bei Erhebung der Klage im März 1968 noch 
nicht abgelaufen, da die Abnahme der gesamten Leistung

i

in der erstmaligen Benutzung der Flutlichtanlage im 
Dezember 1963 liegt.

III.

Die Verpflichtung des Beklagten, alle auf Grund 
der gemäß den DIN-Vorschriften erstellten statischen 
Berechnung möglicherweise erforderlich werdenden Än­
derungen und Ergänzungen der Flutlichtanlage selbst 
auf seine Kosten vorzunehmen, hält das Berufungsgericht 
ebenfalls weder durch IX Ziff. 1 GL für ausgeschlossen 
noch nach IX Ziff. 5 für verjährt.

Ziff. 1 wendet es nicht an, weil sich auf Grund 
der Berechnung nach den DIN-Vorschriften herausstellen­
de Mängel der Masten von vornherein bestanden hätten, 
die Masten also nicht infolge eines vor dem Gefahrüber­
gang liegenden Umstandes, insbesondere wegen fehler­
hafter Bauart unbrauchbar geworden seien.

Gegen diese Auslegung der Ziff. 1 wendet sich 
die Revision mit Recht. Zwar ist in Ziff. 1 von Teilen
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die Rede, die "unbrauchbar werden". Da die Ursache 
hierfür aber ein vor dem Gefahrübergang liegender Um­
stand sein muß, insbesondere fehlerhafte Bauart, 
schlechte Baustoffe oder mangelhafte Ausführung als 
Ursache genannt sind, sind in Ziff. 1 Mängel gemeint, 
die schon vor dem Gefahrübergang verborgen vorhanden 
waren, aber erst danach erkennbar werden. Zeigen sich 
solche Mängel nicht innerhalb von 12 Monaten vom Tage 
des Gefahrübergangs gerechnet, so ist der Besteller nach 
Ziff. 1 mit dem ihm nach Wahl des Lieferers zustehenden 
Anspruch auf unentgeltliche Ausbesserung oder Neulie­
ferung mangelhafter Teile ausgeschlossen. Für erst 
später erkennbar werdende Mängel braucht der Lieferer 
nach den Lieferbedingungen nicht mehr einzustehen.

Da sich eine nach den DIN-Normen nicht gegebene 
erforderliche Standfestigkeit der Flutlichtmasten 
nicht innerhalb von 12 Monaten nach dem Gefahrübergang 
gezeigt hat, ist der Kläger mit einem Anspruch auf 
Nachbesserung oder Nachlieferung der Masten ausgeschlos­
sen. Die Frage, ob ein solcher Anspruch verjährt ist, 
kann sich demnach nicht mehr erheben.

IV.

Dem Anspruch des Klägers auf Erstellung einer sta­
tischen Berechnung nach DIN 1055 steht nicht entgegen, 
daß ein sich nach dieser Berechnung ergebender Anspruch 
auf Änderung der Masten durch Zeitablauf ausgeschlossen 
ist. Die statische Berechnung nach DIN 1055 kann dem Klä­
ger gegenüber dem Bauaufsichtsamt den Nachweis ermöglichen, 
daß die nach den VDE-Bestimmungen berechneten Masten die



erforderliche Stand Sicherheit besitzen oder, falls dies 
nicht zutrifft, ergeben, welche Änderungen an den Masten 
vorgenommen werden müssen.

V.

Das angefochtene Urteil ist somit auf die Revision 
des Beklagten im Kostenpunkt und insoweit aufzuheben, als 
das Berufungsgericht der Peststeilungsklage stattgegeben 
hat. Diese ist als unbegründet abzuweisen, die weiterge­
hende Revision ist zurückzuweisen.

Die Kosten seiner Säumnis vor dem Landgericht tref­
fen den Beklagten, Die übrigen Kosten des Rechtsstreits 
haben der Kläger zu 9/10, der Beklagte zu 1/10 zu tragen 
(§§ 91, 92, 97, 344 ZPO).

Rietschel

Schmidt

Erbel

Girisch

Vogt
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